
 

 

 

 
Lörrach, im Juni 2013 

 
 
Mandantenrundschreiben „Gemeinnützige Organisationen“ im II. Quartal 2013 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder 

geplante Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen 

Anlass bieten, auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. 

Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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Mit freundlichen Grüßen 
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 1. Steuerbefreiung für Schönheitsoperationen, Empfängnisverhütung etc. 

Kernaussage 

Ärztliche Leistungen sind nur dann von der Umsatzsteuer befreit, wenn sie der 

Behandlung von Krankheiten dienen und somit ein therapeutisches Ziel im 

Vordergrund steht. Dies kann im Einzelfall durchaus streitig sein. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Die Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt a. M. befasst sich in einer aktuellen 

Verfügung mit der Steuerbefreiung von Schönheitsoperationen, 

Schwangerschaftsabbrüchen und Empfängnisverhütungen. 

Konsequenzen 

Die Kombination der aufgeführten Behandlungsarten mutet etwas seltsam an, 

dürfte jedoch für die betroffenen Fachbereiche wichtig sein. 

Schönheitsoperationen sind nur von der Umsatzsteuer befreit, wenn eine 

medizinische Indikation nachgewiesen werden kann. Dies wird in der Regel nicht 

der Fall sein. Übernimmt jedoch die Krankenversicherung regelmäßig die Kosten, 

ist dies ein Indiz hierfür, so dass eine Befreiung in Frage kommt. Welche 

Bedeutung der Beurteilung des behandelnden Arztes hierbei beizumessen ist, 

muss aktuell der Bundesfinanzhof (BFH) entscheiden. Das Finanzgericht 

Rheinland-Pfalz fordert im Zweifel ein separates Sachverständigengutachten. 

Schwangerschaftsabbrüche und Empfängnisverhütungen sind dagegen steuerfrei. 

Auf die gewählte Methode zur Empfängnisverhütung kommt es nicht an. 

2. Umsatzsteuerbefreiung für ehrenamtliche Tätigkeit 

Kernaussage 

Erhalten ehrenamtliche Helfer ein Entgelt für ihre Tätigkeit, so ist dieses von der 

Umsatzsteuer befreit, sofern es sich lediglich um Auslagenersatz bzw. 

angemessene Entschädigungen für den entstandenen Zeitverlust handelt. Um der 

Praxis die Anwendung zu erleichtern, hatte das Bundesfinanzministerium (BMF) 

hierzu schon im vergangenen Jahr Anwendungsgrundsätze veröffentlicht. Das 

Schreiben erfüllte jedoch nicht die Vorstellungen der Betroffenen, die 

Nachbesserungen forderten. Das BMF hat nunmehr ein überarbeitetes Schreiben 

veröffentlicht. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Zunächst grenzt das BMF den Begriff der ehrenamtlichen Tätigkeit von einer 

hauptberuflichen Tätigkeit ab, die nicht begünstigt ist. Ein mit der Tätigkeit 

verbundener hoher zeitlicher Aufwand spricht gegen eine ehrenamtliche Tätigkeit, 

ebenso eine leitungsbezogenes Entgelt. Liegt nun eine ehrenamtliche Tätigkeit 

vor, so hängt die Befreiung von der Zahlung einer angemessenen Entschädigung 

ab. Als angemessen sieht das BMF unverändert eine Entschädigung in Höhe von 

50 EUR je geleisteter Tätigkeitsstunde an, wobei die Vergütung aber insgesamt 

im Jahr den Betrag von 17.500 EUR nicht übersteigen darf. Zur Ermittlung der 

Grenze wird auf die Vergütung des Vorjahres sowie auf die voraussichtliche Höhe 

des laufenden Jahres abgestellt. Echter Auslagenersatz bleibt hierbei 

unberücksichtigt. Pauschale Vergütungen stehen zwar noch immer der Befreiung 

entgegen, das BMF lässt aber nun eine Ausnahme zu. Hierzu muss die Vergütung 

per Vertrag, in der Satzung oder durch Beschluss eines durch die Satzung 

legitimierten Gremiums geregelt sein. Aus der Regelung müssen sich die 

konkreten Tätigkeitsstunden ergeben; ferner sind die zuvor aufgeführten 

Betragsgrenzen (50 EUR/Std.; 17.500 EUR/Jahr) einzuhalten. 

Konsequenz 

Aufgrund der Definition des Begriffs der ehrenamtlichen Tätigkeit besteht die 

Gefahr, dass Personen, die viel Zeit in ihre ehrenamtliche Tätigkeit investieren, 

die Befreiung nicht in Anspruch nehmen können. Da dies dem Ziel einer 

Förderung des Ehrenamts widerspricht, will der Deutsche Steuerberaterverband  



 

 
 

 

e. V. noch einmal eine klarstellende Änderung anregen. Es ist nicht nur darauf zu 

achten, dass die Betragsgrenzen eingehalten werden, sondern dies sollte auch in 

ausreichender Form dokumentiert werden. Sollen pauschale Vergütungen gezahlt 

werden, müssen diese entsprechend den Vorgaben des Schreibens vertraglich 

geregelt werden, ansonsten droht die Steuerpflicht für sämtliche erhaltenen 

Vergütungen. 

3. BMF nimmt Stellung zum Steuersatz für Speisen und Getränke 

Kernaussage 

Die Lieferung von Lebensmitteln unterliegt dem ermäßigten Steuersatz (7 %). 

Werden hierzu jedoch zusätzliche Dienstleistungen erbracht, kann schnell der 

Regelsteuersatz zur Anwendung kommen (19 %). Die Abgrenzung stellt die 

Praxis vor massive Probleme. Diverse Urteile des Europäischen Gerichtshofs 

(EuGH) und des Bundesfinanzhofs (BFH) sowie neue Vorgaben der EU trugen zu 

weiterer Verunsicherung bei. Auf eine klärende Stellungnahme des 

Bundesfinanzministeriums (BMF) wurde lange gewartet; nun liegt sie vor. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Nach Ansicht des BMF kommt der Regelsteuersatz nur zur Anwendung, wenn das 

Dienstleistungselement qualitativ überwiegt. Um dies ermitteln zu können ist die 

gesamte erbrachte Leistung zu beurteilen. Dienstleistungen, die notwendig mit der 

Vermarktung der Speisen verbunden sind, bleiben allerdings bei dieser 

Betrachtung unberücksichtigt. Gleiches gilt für Dienstleistungen, die in keiner 

Verbindung zur Abgabe der Speisen stehen (z. B. Vergnügungsangebote im 

Freizeitpark). Das BMF listet hierzu im Hinblick auf die Anwendung des 

ermäßigten Steuersatzes schädliche und unschädliche Dienstleistungen auf. So 

sind z. B. die Zubereitung an sich und der Transport nicht in die 

Gesamtbetrachtung einzubeziehen und somit unschädlich. Das Servieren der 

Speisen spricht hingegen im Rahmen der Gesamtbetrachtung gegen die 

Anwendung des ermäßigten Steuersatzes. Zuletzt erläutert das BMF die neuen 

Grundsätze anhand von 16 Beispielen. 

Konsequenz 

Das Schreiben weicht erheblich von der bisher vertretenen 

Verwaltungsauffassung ab. Die Neuregelung dürfte in den meisten Fällen von 

Vorteil sein. Dies ist jedoch nicht primär der Einsicht des BMF zu verdanken, 

sondern der jüngsten Rechtsprechung sowie der EU-Kommission. Lieferanten von 

Speisen und Getränken, aber auch deren Abnehmer (z. B. Schulfördervereine, 

Pflegeheime etc.) müssen anhand des Schreibens prüfen, ob sich für sie 

Änderungen ergeben. Ferner können sie nun Optimierungen angehen. So kann z. 

B. durch Änderungen des Angebots ggf. erreicht werden, dass die Leistungen 

zukünftig dem ermäßigten Steuersatz unterliegen. Da die neuen Grundsätze für 

alle Umsätze gelten, die nach dem 30.6.2011 ausgeführt wurden, ist auch für die 

Vergangenheit zu prüfen, ob noch Nutzen aus dem Schreiben gezogen werden 

kann. Insgesamt dürfte die korrekte Deklaration in vielen Fällen einfacher werden. 

Allerdings ist zu befürchten, dass es weiterhin Konflikte mit der Finanzverwaltung 

geben wird, wenn zu klären ist, ob die Dienstleistungselemente qualitativ 

überwiegen. 

4. Kein vereinfachter Nachweis von PayPal-Spenden 

Kernproblem 

Spenden an gemeinnützige Körperschaften werden steuerlich gefördert, in dem 

sie im Rahmen der Steuerveranlagung eine steuermindernde Berücksichtigung 

finden. Voraussetzung hierfür ist die Vorlage einer ordnungsgemäßen 

Zuwendungsbestätigung. Vereinfachungen gelten für Spenden aus Anlass von 

Katastrophenfällen und für Kleinspenden bis 200 EUR. Fraglich ist, ob dies auch 

für Spenden über das Online-Bezahlsystem "PayPal" gilt. 



 

 
 

 

Neue Verfügung der Landesfinanzdirektion Thüringen 

Spenden, die über "PayPal" abgewickelt werden, können nach Auffassung der 

Landesfinanzdirektion Thüringen nicht vereinfacht nachgewiesen werden. 

Begründet wird dies damit, dass aus dem Kontoauszug der Bank bzw. der 

Kreditkartenabrechnung nur erkennbar ist, dass eine Zahlung an "PayPal" 

stattgefunden hat. Es ist nicht gewährleistet, dass die Spende auch tatsächlich die 

gemeinnützige Organisation erreicht hat. 

Konsequenzen 

Die Auffassung der Landesfinanzdirektion Thüringen ist bundesweit abgestimmt 

und somit nicht nur in Thüringen zu beachten. Für den Spendenabzug in der 

eigenen Steuererklärung muss dem Finanzamt somit eine amtliche 

Zuwendungsbestätigung der begünstigten Organisation vorgelegt werden. Dies 

erscheint aufgrund des geringen Volumens einzelner "PayPal"-Spenden und des 

administrativen Aufwands unwahrscheinlich. 

5. Umsatzsteuer im Vereinssponsoring 

Kernproblem 

Sponsoringverträge bergen erhebliche steuerliche Risiken. Sofern der Sponsor für 

die gewährte Zuwendung eine unmittelbar hiermit zusammenhängende 

Gegenleistung erhält, ist die Umsatzsteuer zu beachten. Laut geänderter 

Auffassung des Bundesfinanzministeriums (BMF) unterliegen Zuwendungen des 

Sponsors beim Empfänger nicht der Umsatzsteuer, sofern dieser lediglich auf die 

Unterstützung durch den Sponsor hinweist, z. B. auf Plakaten oder der 

Internetseite. Hierbei kann der Name, das Emblem oder das Logo des Sponsors 

verwendet werden. Dem gegenüber führt jedoch die besondere Hervorhebung 

des Sponsors bzw. die Verlinkung zu dessen Internetseite zu steuerbaren 

Leistungen. 

Neue Verfügung der Oberfinanzdirektion Karlsruhe 

Die Oberfinanzdirektion (OFD) Karlsruhe hat die neue Verwaltungsauffassung des 

BMF nun weiter präzisiert. So erbringt z. B. ein Sportverein, der von einer 

Versicherung für die Ausrichtung eines Turnfestes einen Zuschuss von 10.000 

EUR erhält, keine Leistung, wenn er in der Festschrift und im Festprogramm nur 

auf die finanzielle Unterstützung hinweist. Wird zusätzlich zum Firmenlogo auch 

ein allgemein bekannter Werbeslogan abgedruckt, soll der Vorgang als 

Werbeleistung einzustufen sein. Analoges gilt bei Sachleistungen. Als 

Bemessungsgrundlage für eine steuerpflichtige Leistung des Gesponserten ist der 

gemeine Wert der Sach- oder Dienstleistung des Sponsors anzusetzen. Dies gilt 

selbst dann, wenn er den Wert der Werbeleistung des Gesponserten übersteigt. 

Bei einem krassen Missverhältnis ist beim Sponsor der Vorsteuerabzug zu 

versagen, wenn der Betriebsausgabenabzug nicht zugelassen wird. 

Konsequenzen 

Die neue Verwaltungsauffassung findet bei allen nach dem 31.12.2012 

verwirklichten Sachverhalten Anwendung. Für davor ausgeführte Umsätze kann 

man sich auch auf die frühere Auffassung berufen. Dies wird regelmäßig 

geschehen, wenn man über die erbrachten Leistungen bereits 

umsatzsteuerpflichtig abgerechnet hat. 

6. Bei Nutzung von Werbemobilien durch Vereine kann Umsatzsteuer anfallen 

Kernaussage 

Sponsoringverträge bergen erhebliche steuerliche Risiken. Sofern der Sponsor für 

die gewährte Zuwendung eine unmittelbar hiermit zusammenhängende 

Gegenleistung erhält, ist die Umsatzsteuer zu beachten. Laut dem 

Bundesfinanzministerium (BMF) unterliegen Zuwendungen des Sponsors beim 

Empfänger nicht der Umsatzsteuer, sofern dieser lediglich auf die Unterstützung 

durch den Sponsor hinweist, z. B. auf Plakaten oder der Internetseite. Hierbei  



 

 
 

 

kann der Name, das Emblem oder das Logo des Sponsors verwendet werden. 

Dem gegenüber führt jedoch die besondere Hervorhebung des Sponsors bzw. die 

Verlinkung zu dessen Internetseite zu steuerbaren Leistungen. 

Neue Verfügung 

Im Nachgang zu obigem BMF-Schreiben hat die Oberfinanzdirektion (OFD) 

Karlsruhe nun auch ihre Verfügung zur umsatzsteuerlichen Behandlung der 

Überlassung von Werbemobilien geändert. Es liegt grundsätzlich kein 

Leistungsaustausch vor, wenn der Verein nicht aktiv an der Werbemaßnahme 

mitwirkt. Hiervon dürfte z. B. auszugehen sein, wenn das Fahrzeug lediglich für 

die eigenen, originären Vereinszwecke genutzt wird. 

Konsequenzen 

Die Finanzverwaltung hat die ertrag- und umsatzsteuerliche Überlassung von 

Werbemobilien ausführlich geregelt. Empfänger sollten diese Vorgaben möglichst 

genau umsetzen, um steuerliche Risiken zu vermeiden. 

7. Organschaft: BMF bezieht Stellung zur organisatorischen Eingliederung 

Kernaussage 

Ist ein Unternehmen finanziell, wirtschaftlich und organisatorisch in ein anderes 

Unternehmen eingegliedert, so liegt eine Organschaft vor. Das eingegliederte 

Unternehmen (Organgesellschaft) verliert umsatzsteuerlich seine 

Selbstständigkeit. Der Organträger tritt dafür in die Stellung der Organgesellschaft 

ein. 

Rechtslage 

In mehreren Urteilen hatte der Bundesfinanzhof (BFH) in 2010 und 2011 

grundsätzliche Feststellungen zur organisatorischen Eingliederung getroffen. Die 

verunsicherte Praxis wartete schon seit geraumer Zeit auf eine Reaktion des 

Bundesfinanzministeriums (BMF). Diese ist nun erfolgt. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Nach Ansicht des BMF ist entscheidend für die Annahme einer organisatorischen 

Eingliederung, dass sichergestellt ist, dass die Organgesellschaft keine 

Entscheidungen gegen den Willen des Organträgers trifft. Im Regelfall setzt dies 

eine personelle Verflechtung der Geschäftsführungen von Organträger und 

Organgesellschaft voraus. Dies ist insbesondere gegeben, wenn die 

Geschäftsführungen identisch besetzt sind. Liegt keine vollständige Identität vor, 

ist die konkrete Ausgestaltung der Geschäftsführungsbefugnis bei der 

Tochtergesellschaft entscheidend. So liegt z. B. keine organisatorische 

Eingliederung vor, wenn ein einzelvertretungsberechtigter Fremdgeschäftsführer 

bei der Tochtergesellschaft tätig ist. Hier müssen zusätzliche Maßnahmen 

getroffen werden, damit eine organisatorische Eingliederung vorliegt (z. B. 

"Letztentscheidungsrecht" eines personenidentischen Geschäftsführers). 

Daneben kann sich eine organisatorische Eingliederung auch ergeben, wenn 

leitende Mitarbeiter des Organträgers Geschäftsführer bei der Organgesellschaft 

sind. Ist auch dies nicht gegeben, muss die Muttergesellschaft institutionell 

abgesicherte, unmittelbare Eingriffsmöglichkeiten besitzen, um eine Organschaft 

zu erreichen, z. B. durch einen Beherrschungsvertrag nach den aktienrechtlichen 

Vorschriften. 

Konsequenzen 

Betroffene Unternehmensgruppen sollten anhand der vom BMF vorgegebenen 

Kriterien prüfen, ob eine Organschaft - noch oder erstmals - gegeben ist oder 

nicht. Entspricht das Ergebnis nicht den Vorstellungen der Unternehmen, ist zu 

prüfen, ob und wie dies geändert werden kann. Liegt z. B. eine Organschaft vor 

und ist diese unerwünscht, so kann diese durch die Bestellung eines 

einzelvertretungsberechtigten Geschäftsführers in der Organgesellschaft, der 

nicht aus dem Leitungsgremium des Organträgers stammt, beendet werden.  



 

 
 

 

Hierbei sind allerdings auch außersteuerliche Aspekte zur berücksichtigen. 

8. Voraussetzungen für den Abzug von Auslandsspenden 

Kernproblem 

Europarechtlich ist es erforderlich, dass nicht nur Spenden an deutsche 

gemeinnützige Organisationen, sondern auch an vergleichbare europäische 

Organisationen steuermindernde Berücksichtigung findet. Voraussetzung hierfür 

ist, dass der Spendenempfänger die deutschen gemeinnützigkeitsrechtlichen 

Vorgaben erfüllt. 

Sachverhalt 

Die Steuerpflichtigen begehrten den Spendenabzug an eine Stiftung spanischen 

Rechts mit Sitz auf Mallorca. Nach deren Satzung handelt es sich um eine 

gemeinnützige Stiftung, die die Förderung der Lehre und der Erziehung, der Kunst 

und der Kultur sowie die Hilfe für Jugendliche und Senioren in allen Formen 

bezweckt. Die Stiftung stellte eine in spanischer Sprache verfasste 

Zuwendungsbestätigung aus. Das Finanzamt berücksichtigte die Spende nicht 

und stellte sich auf den Standpunkt, die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 

nicht prüfen zu können, weil keine Unterlagen über die Gemeinnützigkeit des im 

Ausland sitzenden Spendenempfängers vorgelegt worden seien. 

Entscheidung 

Nach Ansicht der Richter am Finanzgericht Düsseldorf wurde der Spendenabzug 

zu Recht versagt. Eine solche Auslandsspende kann nur dann anerkannt werden, 

wenn die Satzung des Empfängers den deutschen gemeinnützigkeitsrechtlichen 

Anforderungen genügt. Außerdem ist nachzuweisen, dass der Empfänger nach 

seiner tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützigen Zwecken dient. Beides konnten die Steuerpflichtigen nicht 

beibringen. 

Konsequenzen 

Aufgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfrage ist die Revision beim 

Bundesfinanzhof (BFH) zugelassen. Anhand geeigneter Belege muss das 

deutsche Finanzamt prüfen können, ob die für die Anerkennung der 

Gemeinnützigkeit erforderlichen (inländischen) Voraussetzungen erfüllt sind. Die 

Hürden bei der praktischen Umsetzung - Erfüllen der spezifischen deutschen 

gemeinnützigkeitsrechtlichen Anforderungen - sind damit sehr hoch. 

9. Gesetz zur Stärkung des Ehrenamts 

Kernaussage 

Das "Gesetz zur Stärkung des Ehrenamts" soll den steuerbegünstigten 

Körperschaften und den ehrenamtlich Tätigen die Arbeit erleichtern. Hierzu sollen 

die rechtlichen Rahmenbedingungen entbürokratisiert und flexibilisiert werden. 

Ausgewählte Neuregelungen 

- Vereinfachung des Nachweises der Hilfsbedürftigkeit für mildtätige 

Körperschaften. - Verlängerung der Frist zur zeitnahen Mittelverwendung auf 2 

Jahre. - Zusammenfassung der Voraussetzungen zur Rücklagenbildung in einem 

einzigen Paragrafen. - Schaffung der Möglichkeit, dass eine steuerbegünstigte 

Körperschaft eine andere steuerbegünstigten Körperschaft mit zusätzlichem oder 

erstmalig mit Vermögen ausstattet. - Einführung eines neues 

Verwaltungsverfahrens zur Prüfung der Satzungen. - Anhebung der 

Umsatzgrenze bei Sportveranstaltungen auf 45.000 EUR. - Anhebung der 

Übungsleiterpauschale von 2.100 EUR auf 2.400 EUR pro Jahr; selbiger Betrag 

gilt für Vormünder, Betreuer und Pfleger. - Anhebung der Ehrenamtspauschale 

von 500 EUR auf 720 EUR. - Begrenzung der Haftung von Organmitgliedern, 

besonderen Vertretern, aber auch von Vereinsmitgliedern. - Aufnahme von 

Regelungen zur Verbrauchsstiftung im BGB. - Gemeinnützige GmbH's dürfen  



 

 
 

 

Abkürzung "gGmbH" verwenden. 

Konsequenzen 

Die Neuregelungen sind grundsätzlich zu begrüßen. Zu beachten ist, dass einige 

davon rückwirkend zum 1.1.2013 in Kraft treten. Manche treten am Tag nach der 

Verkündigung des Gesetzes, manche ab dem 1.1.2014 und eine erst ab dem 

1.1.2015 in Kraft. 

10. Bundesrechnungshof rügt Reformstau bei der Umsatzsteuer 

Kernaussage 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) erweckt gerne den Eindruck, mit Hochdruck 

Steuervereinfachungen anzustreben und Steuerbetrug einzudämmen. Das hier 

Anspruch und Wirklichkeit oftmals recht weit auseinander liegen, hat der 

Bundesrechnungshof (BRH) nun aufgezeigt. 

Pressemitteilung des Bundesrechnungshofs 

Der BRH hatte dem BMF diverse Vorschläge im Hinblick auf ein einfacheres und 

weniger betrugsanfälliges Umsatzsteuerrecht unterbreitet. U. a. forderte der BRH 

die schon seit längerem in der Diskussion befindliche Reform der 

Steuerermäßigungen sowie ein einfaches Kontrollverfahren für 

innergemeinschaftliche Lieferungen. Wer nun aber denkt, dass diese Forderungen 

als Vorlage für das BMF dienten, um Vereinfachungen umzusetzen und 

Mehreinnahmen zu erzielen, der kennt die deutsche Finanzverwaltung nicht. Der 

BRH stellt u. a. nunmehr fest, dass zwar auf einen Sonderbericht in 2010 hin eine 

Kommission zur Überarbeitung des ermäßigten Steuersatzes einberufen wurde, 

diese aber bis heute nicht getagt hat. Soweit Arbeitsgruppen ihre Arbeit beendet 

haben und Bedarf für Reformen sahen, fehlt es an der abschließenden 

Entscheidung hierüber. So kam eine Arbeitsgruppe in 2012 zu dem Ergebnis, 

dass die Besteuerung der öffentlichen Hand nicht dem Unionsrecht entspreche. 

Hierauf hatte der BRH schon 2004 und 2007 hingewiesen, geändert hat sich 

bisher noch nichts. 

Konsequenz 

Das BMF handelt frei nach dem Motto "wer nicht weiter weiß, bildet einen 

Arbeitskreis". Entgegen allen Verlautbarungen ist nichts passiert. Soweit es 

Änderungen gegeben hat, beruhten diese auf dem Druck der EU oder dienten 

alleine der Eindämmung der Steuerhinterziehung. Eine EU-konforme 

Überarbeitung des Umsatzsteuergesetzes (UStG) ist offensichtlich nicht gewollt 

bzw. wird aus Rücksichtnahme auf Lobbyisten nicht angegangen. Dabei wäre 

gerade in der Umsatzsteuer eine Reform dringend nötig und würde auch auf 

Akzeptanz stoßen, da das jetzige Recht kaum noch ohne Risiken anwendbar ist. 

Unternehmen, die ihren umsatzsteuerlichen Pflichten nachkommen wollen, 

entstehen hohe Kosten, Betrüger haben dagegen leichtes Spiel. Auch wenn die 

Kritik des BRH massiv ist, ist mit Änderungen nicht zu rechnen. So verweist die 

Stellungnahme des BMF hierzu auf mangelnden politischen Konsens zur Reform 

des ermäßigten Steuersatzes, aber zu gegebener Zeit werde wieder darüber 

diskutiert. Die Ergebnisse der Bund-Länder Arbeitsgruppe zur Besteuerung der 

öffentlichen Hand werden nun durch übergeordnete Gremien überprüft; alles wie 

gehabt. 

 

  

 
 
 

 
 
 
 
 
 



 

 
 
 
Weiterführende Hinweise: 

1. Steuerbefreiung für Schönheitsoperationen, Empfängnisverhütung etc. 
OFD Frankfurt a. M., Verfügung v. 7.2.2013, S-7170 A – 69 – St 112. FG Rheinland-
Pfalz, Urteil v. 12.1.2012, 6 K 1917/07, EFG 2012 S. 1783. Revision BFH: V R 16/12. 
Abgesehen vom imposanten Umfang des Urteils des FG (54 Seiten!) bietet es im 
Hinblick auf Schönheitsoperationen ein reiches Spektrum an Argumenten zur 
Darlegung ihrer medizinischen Notwendigkeit. Die Argumente mögen in Einzelfällen 
durchaus berechtigt sein, in der Summe jedoch ist es nicht verwunderlich, dass das FG 
allein dem Urteil der behandelnden Ärzte nicht folgen wollte, wonach alle Operationen 
angeblich ausschließlich medizinischen Zwecken dienen sollten. Z. B. soll 
Fettabsaugung medizinisch indiziert sein als Mittel zur Bekämpfung der Fettleibigkeit. 
Patientinnen, die eine Brustkorrektur vorgenommen hatten, wurden ausnahmslos 
psychische Störungen attestiert. Mit Soft-Lifting würden "altersuntypische negative 
biologische, hormonelle, stoffwechselbedingte Vor-Alterungen behandelt". Als 
ultimatives Totschlagargument wurde dann noch vorgetragen, dass allein die 
Bereitschaft eines Patienten, sich operieren zu lassen, als Beleg für dessen 
Gesundheitsstörung ausreiche. Angesichts solcher Argumente wird sich so manchem 
Leser die Frage stellen, wer hier dringend der medizinischen Behandlung bedarf; ob 
steuerbefreit oder nicht. 

2. Umsatzsteuerbefreiung für ehrenamtliche Tätigkeit 

BMF, Schreiben v. 27.3.2013, IV D 3 S-7185/09/10001-04. Abschn. 4.26.1 UStAE. 

3. BMF nimmt Stellung zum Steuersatz für Speisen und Getränke 
BMF, Schreiben v. 20.3.2013, IV D 2 S-7100/07/10050-06, DB 2013 S. 654. Durch 
Ausgliederung "schädlicher" Dienstleistungen auf andere Unternehmen kann erreicht 
werden, dass die eigenen Speiselieferungen dem ermäßigten Steuersatz unterliegen. 
Allerdings ist zu beachten, dass zu dieser Thematik gerade ein Verfahren beim BFH 
anhängig ist (V R 28/12). Hierbei handelte es sich um ein Ehepaar, dass 2 
Unternehmen betrieb; er eine Fleischerei (7 %) und sie einen Cateringservice (19 %). 
Das Finanzamt erkannte aufgrund des gemeinsamen Internetauftritts der Eheleute die 
Trennung in 2 Unternehmen nicht an und wollte die gesamten Umsätze dem 
Regelsteuersatz unterwerfen. Auch wenn eine Trennung in 2 Unternehmen 
grundsätzlich möglich ist, sollten diese strikt getrennt werden, um Konflikte mit dem 
Finanzamt zu vermeiden. Die Urteile des EuGH und des BFH sahen eine Begünstigung 
nur für "Standardspeisen" vor, welche sich durch eine einfache Zubereitung 
auszeichneten (z. B. Pommes). Dieses Kriterium ist aufgrund der Vorgaben des Art. 6 
Abs. 1 MwStVO nunmehr entfallen. 

4. Kein vereinfachter Nachweis von PayPal-Spenden 

LFD Thüringen, Verfügung v. 24.9.2012, S 2223 – A – 111 – A 3.15. 

5. Umsatzsteuer im Vereinssponsoring 
OFD Karlsruhe, Umsatzsteuerkartei § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG, Karte 17 v. 15.1.2013. 
BMF, Schreiben v. 13.11.2012, IV D 2 – S-7100/08/10007:003, DStR 2012 S. 2339. 
Abschn. 1.1 Abs. 23 UStAE. OFD Karlsruhe, Umsatzsteuerkartei § 1 Abs. 1 Nr. 3 
UStG, Karte 16 v. 15.1.2013. 

6. Bei Nutzung von Werbemobilien durch Vereine kann Umsatzsteuer anfallen 
BMF, Schreiben v. 13.11.2012, IV D 2 – S-7100/08/10007:003, DStR 2012 S. 2339. 
Abschn. 1.1 Abs. 23 UStAE. OFD Karlsruhe, Umsatzsteuerkartei § 1 Abs. 1 Nr. 3 UStG 
Karte 16 v. 15.1.2013. 

7. Organschaft: BMF bezieht Stellung zur organisatorischen Eingliederung 
BMF, Schreiben v. 7.3.2013, IV D 2 S-7105/11/10001. Abschn. 2.8 UStAE. Bezug: § 
291 AktG. 

8. Voraussetzungen für den Abzug von Auslandsspenden 
EuGH, Urteil v. 27.1.2009, C 318/07 "Persche", DStR 2009 S. 207. EuGH – 
Generalanwalt, Vorschlag v. 14.10.2008, C 318/07 "Persche". Vorlagebeschluss: BFH, 
Beschluss v. 9.5.2007, XI R 56/05, BFH/NV 2007 S. 1764. 



 

 
 
 

9. Gesetz zur Stärkung des Ehrenamts 
Gesetz derzeit noch nicht im BGBl. verkündet. 
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Bundesrechnungshof rügt Reformstau bei der Umsatzsteuer 
BRH, Pressemitteilung v. 16.1.2013. BRH, Bericht v. 16.1.2013 "Chancen zur 
Sicherung des Steueraufkommens. Vorschläge zur Umsetzung wichtiger 
Reformvorhaben bei der Umsatzsteuer". 

 

  

  
 


